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Vizepräsident Johannes Singhammer:
Danke schön. – Die Kollegin Monika Lazar spricht 

als Nächste für Bündnis 90/Die Grünen.

Monika Lazar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das 

Auffliegen des NSU setzte viele Aktivitäten in Gang: 
Untersuchungsausschüsse tagten, Aktenberge wurden 
angehäuft, und parlamentarische Beschlüsse wurden ge-
fasst. Die rechtsterroristischen Morde haben Staat und 
Gesellschaft aufgerüttelt – für die Opfer und ihre Ange-
hörigen leider zu spät. Hat all die Geschäftigkeit dazu 
geführt, dass potenzielle Opfer in Zukunft wirksamer 
vor rassistischer Gewalt geschützt sind? Werden die 
Missstände in den staatlichen Strukturen, die das Fiasko 
ermöglichten, beseitigt? Nun, damit stehen wir erst ganz 
am Anfang.

Gerade jährte sich die NSU-Selbstenttarnung zum 
dritten Mal. Wir gedachten vor wenigen Tagen der Op-
fer, während die Angehörigen bis heute vergebens auf 
die lückenlose Aufklärung warten, die ihnen einst auch 
Kanzlerin Merkel versprach. Weder wurde die Vernet-
zung des NSU umfassend offengelegt, noch das gravie-
rende Versagen der Sicherheitsbehörden konsequent ge-
ahndet. Im Fokus steht das Fehlverhalten einzelner 
Bediensteter, aber nicht der strukturelle Rassismus, der 
das Klima für solche Ermittlungsfehler schafft und ver-
stärkt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Rassismus zerstört unseren gesellschaftlichen Zusam-
menhalt. Wir müssen ihn deshalb auf allen Ebenen be-
kämpfen.

Nun legt die Bundesregierung diesen Gesetzentwurf 
vor, in dem unter anderem auf ein härteres Durchgreifen 
gegenüber Tätern von Hasskriminalität gesetzt wird. In 
§ 46 Absatz 2 des Strafgesetzbuches sollen die Tatmo-
tive „rassistisch“, „fremdenfeindlich“ und „menschen-
verachtend“ künftig explizit benannt und bei der Strafzu-
messung stärker berücksichtigt werden.

Längere Haftstrafen hätten dann eine abschreckende 
Wirkung und dies wiederum würde zu weniger Opfern 
führen, so in etwa hat sich das Justizminister Maas wohl 
gedacht. Außerdem sollen die Staatsanwaltschaften be-
stimmte Tatmotive mehr beachten. Die Vorschläge aller-
dings gehen am Kern des Problems vorbei; denn wenn 
bereits bei der polizeilichen Erfassung rassistische Tat-
motive unerkannt bleiben, können diese später auch bei 
der Strafzumessung keine Berücksichtigung finden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Zudem ist es so, dass viele Straftaten erst in den Sta-
tistiken der zivilgesellschaftlichen Opferberatungsstellen 
als Hasskriminalität sichtbar gemacht werden. Deren 
Zahlen liegen regelmäßig höher als die der offiziellen 
Polizeistatistik. Ein solches Erfassungsdefizit ist aber 
kein Problem der geltenden Rechtslage und lässt sich 

auch nicht mit der geplanten Paragrafenkosmetik än-
dern.

Wer etwas anwenden soll, muss dafür sensibilisiert 
werden. Die verschiedenen Formen von Hassdelikten 
müssen in Aus- und Fortbildungen vermittelt werden, 
damit die staatlichen Behörden und diejenigen, die dort 
arbeiten, damit umgehen können. Menschenrechtsarbeit 
und interkulturelle Bildung sind wichtig, und der Nach-
holbedarf ist leider nach wie vor groß.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

In unserem grünen Antrag zur Bekämpfung der Hass-
kriminalität betonen wir die Bedeutung einer konse-
quenten Ermittlung der Motive und der Verfolgung von 
Hasskriminalität. Sie richtet sich nicht nur gegen die ein-
zelnen Menschen. Das Opfer wird aufgrund seiner tat-
sächlichen oder zugeschriebenen Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten Gruppe angegriffen. Besonders oft werden 
Menschen aufgrund der ethnischen Herkunft, sexuellen 
Orientierung oder Geschlechtsidentität, der Religion 
oder Weltanschauung oder einer Behinderung zum Ziel 
von Hassverbrechen. Auch diese Motive gehören unbe-
dingt bei der rechtspolitischen Präzisierung in den Blick.

In einer Pressemitteilung des Lesben- und Schwulen-
verbandes vom heutigen Tag wird darauf verwiesen, 
dass es hier eine Regelungslücke gibt. Zudem gibt es 
weitere Kriterien, die von einer Expertenkommission 
hinsichtlich ihrer Berücksichtigung geprüft werden müs-
sen. Das gilt zum Beispiel für Geschlecht, Alter, politi-
sche Einstellung und den sozialen Status in Bezug auf 
Wohnungslose und andere offenkundig sozial Ausge-
grenzte.

Alle genannten Kriterien sind Formen von gruppen-
bezogener Menschenfeindlichkeit. Ohne einen gesamt-
gesellschaftlichen Ansatz kann eine Auseinandersetzung 
nicht gelingen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Dr. André Hahn [DIE 
LINKE])

Ein Beitrag zur umfassenden Prävention ist auch die 
Stärkung des Bundesprogramms gegen Rechtsextremis-
mus. Schon mehrfach jammerte Ministerin Schwesig öf-
fentlich, dass sie mehr Geld für ihr neues Bundespro-
gramm „Demokratie leben!“ braucht. In der Regierung 
konnte sie sich allerdings nicht durchsetzen.

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Wir disku-
tieren hier über den Justizbereich, Frau Kolle-
gin! Können Sie mal zur Sache sprechen? Es 
geht um das BMJ! – Dr. Konstantin von Notz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Es ist keine 
Haushaltsberatung!)

– Ich habe fünf Minuten zu Ihrem Gesetzentwurf gespro-
chen. Ich nehme an, dass Ihnen, jedenfalls den Kollegin-
nen und Kollegen der SPD, das Bundesprogramm „De-
mokratie leben!“ am Herzen liegt. Deshalb wollte ich 
Sie zum Schluss noch loben. Aber Sie haben es wahr-
scheinlich nicht verdient.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN – Dr. Eva Högl [SPD]: 
Wir nehmen das Lob sehr gern an, Frau Lazar! –
Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Frau 
Schwesig ist doch gar nicht da!)

– Frau Schwesig ist nicht da, aber die Mittel für ihr Bun-
desprogramm wurden gestern in der Bereinigungssit-
zung zum Haushalt um 10 Millionen Euro erhöht. 
Zumindest die Kolleginnen und Kollegen der SPD-Bun-
destagsfraktion haben sich darüber gefreut.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der LINKEN)

Die grüne Bundestagsfraktion fordert seit vielen Jah-
ren eine Erhöhung der Bundesmittel für Maßnahmen ge-
gen Rechtsextremismus und andere Formen gruppenbe-
zogener Menschenfeindlichkeit auf jährlich mindestens 
50 Millionen Euro. Deshalb ist das, auch wenn es noch 
nicht weit genug geht, ein Schritt in die richtige Rich-
tung. Ich will hier das Positive in den Vordergrund stel-
len und mich lobend äußern.

Ich hoffe, dass die 10 Millionen Euro auch der Opfer-
beratung und den mobilen Beratungsstellen zugutekom-
men. Denn auch diese tragen dazu bei, Hasskriminalität 
besser zu erkennen. Dazu gehört auch, sich weiterhin an 
entsprechenden Aus- und Fortbildungen zu beteiligen. 
Mir war es jedenfalls wichtig, dass auch dieser Aspekt in 
dieser Debatte eine Rolle spielt.

Ich bedanke mich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizepräsident Johannes Singhammer:
Die Kollegin Dr. Eva Högl spricht jetzt für die Sozial-

demokraten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Eva Högl (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Frau Lazar, ganz herzlichen Dank für 
das Lob, das wir sehr gerne entgegengenommen haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

10 Millionen Euro sind kein Pappenstiel. Dass das Pro-
gramm jetzt auf mehr als 40 Millionen Euro aufgestockt 
wird, war gestern ein guter Beschluss. Darüber haben 
wir uns sehr gefreut.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben mit dem 
Abschlussbericht des NSU-Untersuchungsausschusses 
im September 2013 50 Maßnahmen vorgeschlagen, die 
die Zustimmung aller Fraktionen im Deutschen Bundes-
tag fanden. Deswegen sind diese Empfehlungen eine ge-
meinsame Verpflichtung für uns alle im Bundestag.

Wir brauchen Reformen – das wurde bereits festge-
stellt – bei der Polizei, beim Verfassungsschutz und auch 
bei der Justiz. Heute geht es in unserer Debatte um die 

Justiz. Justizminister Heiko Maas hat dazu gute und 
wichtige Vorschläge vorgelegt.

Zunächst geht es um die Stellung des Generalbundes-
anwalts. Bei der NSU-Mordserie wäre, so haben wir im 
Untersuchungsausschuss festgestellt, eine zentrale Über-
nahme durch den Generalbundesanwalt oder auch ein 
staatsanwaltschaftliches Sammelverfahren nicht nur 
denkbar, sondern auch erfolgversprechender gewesen.

(Dr. André Hahn [DIE LINKE]: Und notwen-
dig!)

– Das wäre notwendig gewesen. – Die Forderung nach 
einem zentralen Ermittlungsverfahren wurde auch sei-
tens der Staatsanwaltschaften Rostock und München er-
hoben. Deswegen haben wir uns entschlossen, genau an 
diesem Punkt anzusetzen und dem Generalbundesanwalt 
dies zu ermöglichen. Er hat auch selbst geprüft, ob eine 
Übernahme des Verfahrens in Betracht kommt. Aber 
weil dafür eine subjektiv staatsschutzfeindliche Zielvor-
stellung Voraussetzung ist, hat er das abgelehnt. Zu den 
Details, wie er das geprüft hat – nämlich leider nur auf 
Grundlage von Presseberichten –, könnte man durchaus 
noch etwas anmerken.

Aber wir sind jedenfalls zu der Erkenntnis gekom-
men, dass für die Übernahme des Verfahrens durch den 
Generalbundesanwalt ein objektiv staatsschutzfeindlicher 
Charakter der Tat ausreicht und wir dies nicht zusätzlich 
mit der Voraussetzung einer subjektiv staatsschutzfeindli-
chen Motivation verbinden dürfen. Das regelt der Ge-
setzentwurf. Außerdem soll der Generalbundesanwalt 
bei länderübergreifenden Straftaten die Verfahren über-
nehmen können, sodass ein Kompetenzgerangel, wie wir 
es beim NSU erlebt haben, künftig vermieden werden 
kann. Wir erleichtern die Führung eines Sammelverfah-
rens.

Ich finde einen Punkt sehr wichtig, den ich hervorhe-
ben möchte: Der Generalbundesanwalt wird mit dem 
Gesetz die Möglichkeit bekommen, frühzeitig in lau-
fende Ermittlungen eingebunden zu werden, wenn es 
Anhaltspunkte dafür gibt, dass seine Zuständigkeit in 
Betracht kommt. Das ist eine sehr wichtige Änderung.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Ich nehme gerne Stellung zu § 46 Absatz 2 StGB und 
auch zu dem Vorwurf, es handele sich hierbei um sym-
bolische Gesetzgebung. § 46 Absatz 2 sieht selbstver-
ständlich schon jetzt vor, lieber Kollege Ströbele, dass 
eine rassistische, rechtsextreme, fremdenfeindliche Mo-
tivation strafverschärfend beim Strafurteil berücksichtigt 
werden kann. Wir wissen aber, dass das in der Praxis 
– das wurde hier schon angesprochen – nur in Ausnah-
mefällen geschieht. Die Gerichte berücksichtigen diese 
Motivation häufig nicht.

Ich möchte den Fall eines Paars aus Hoyerswerda 
schildern, den ich schon einmal angesprochen habe. Die 
Polizei in Hoyerswerda hat das Paar aufgefordert, umzu-
ziehen, weil sie das Paar nicht mehr schützen konnte. 
Die Wohnung des Paars wurde stundenlang von rechts-
extremen Tätern belagert. Das Paar erhielt Todes- und 
Vergewaltigungsdrohungen. Die Täter traten gegen die 


